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Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 1043. Sitzung des Bundesra-
tes am Freitag, 26. April 20241: 
 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 3/2024 (gemeinsame Abstim-
mung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
 
1. Neuntes Gesetz zur Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 

gemäß Artikel 105 Absatz 3 und  
Artikel 106 Absatz 5 GG 
Drucksache 150/24 
 

Zustimmung zum Gesetz. 
 
 

3. Gesetz zur Anpassung von Datenübermittlungsvorschriften im Ausländer- und 
Sozialrecht (DÜV-AnpassG) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 und  
Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 und 6 GG 
Drucksache 167/24 
 

Zustimmung zum Gesetz. 
 

  

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



7. Zweites Gesetz zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 168/24 
Drucksache 168/1/24 
 

Es lag kein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses vor. 
Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Ziffer 2 der 
Empfehlungsdrucksache 168/1/24. 

 
 

8. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung der Strafprozessordnung - Absenkung der 
Hürden für eine audiovisuelle Vernehmung von minderjährigen Zeugen 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Niedersachsen 
Drucksache 141/24 
Drucksache 141/1/24 
 

Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag gemäß Zifffer 1 der 
Empfehlungsdrucksache 141/1/24. 
Zustimmung zur Beauftragten-Bestellung gemäß Ziffer 2. 

 
 

9. Entwurf eines Gesetzes zur Ermöglichung des elektronischen Datenabrufs aus  
dem Schiffsregister und zur Erleichterung des elektronischen Rechtsverkehrs 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Hamburg, Bremen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 162/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

10. Entschließung des Bundesrates zum erleichterten Zugang zu Lohnersatzleistungen  
für das Baugewerbe 

Antrag des Landes Niedersachsen 
Drucksache 101/24 
Drucksache 101/1/24 
 

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe gemäß Ziffer 1 der 
Empfehlungsdrucksache 101/1/24. 
Zustimmung zum Fassen der unveränderten Entschließung gemäß Ziffer 2. 

 
  



11. Entschließung des Bundesrates "Rolle von Biogas und Biomethan für die  
Energiewende stärken" 

Antrag des Landes Schleswig-Holstein 
Drucksache 119/24 
Drucksache 119/1/24 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe gemäß 
Empfehlungsdrucksache 119/1/24 ohne die Ziffer 3. 
Zustimmung zum Fassen der unveränderten Entschließung gemäß Ziffer 4. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
 

12. Entschließung des Bundesrates "Mutterschutz muss auch für Selbständige gelten" 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
Drucksache 109/24 
Drucksache 109/1/24 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe gemäß Ziffern 1 und 2 der 
Empfehlungsdrucksache 109/1/24. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
 

13. Entschließung des Bundesrates "Verbesserung der Arzneimittelversorgung" 

Antrag der Länder Baden-Württemberg, 
Bayern und Nordrhein-Westfalen 
Drucksache 103/24 
Drucksache 103/1/24 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe gemäß 
Empfehlungsdrucksache 103/1/24. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
 

14. Entschließung des Bundesrates "Umfassende Stärkung des Bevölkerungsschutzes 
durch Bund und Länder" 

Antrag der Länder Hessen und Bayern, 
Baden-Württemberg, Brandenburg, 
Nordrhein-Westfalen, Sachsen,  
Sachsen-Anhalt 
Drucksache 135/24 
Drucksache 135/1/24 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe gemäß Ziffern 1 bis 3 der 
Empfehlungsdrucksache 135/1/24. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung.  



15. Entschließung des Bundesrates – "Bürokratielasten für den Mittelstand abbauen" 

Antrag des Landes Schleswig-Holstein 
Drucksache 10/24 
Drucksache 10/1/24 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe gemäß 
Empfehlungsdrucksache 10/1/24 ohne die Ziffern 1, 2, 5, 7 und 15. 
Keine Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
 

16. Entschließung des Bundesrates "Eine starke und sinnvoll flankierte Kraftwerksstrategie 
für eine versorgungssichere Energiewende" 

Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg 
Drucksache 120/24 
Drucksache 120/1/24 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe gemäß 
Empfehlungsdrucksache 120/1/24 ohne die Ziffern 6, 7, 9 und 10. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
 

17. Entschließung des Bundesrates für den netzdienlichen Aufbau von Wasserstofferzeu-
gungskapazitäten aus erneuerbaren Quellen in Deutschland 

Antrag der Länder Brandenburg, Berlin  
und Mecklenburg-Vorpommern 
Drucksache 121/24 
Drucksache 121/1/24 
 

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe gemäß 
Empfehlungsdrucksache 121/1/24. 
Zustimmung zum Plenarantrag in der Drucksache 121/2/24. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung nur bei Mehrheit des Plenarantrages. 

 
 

18. Entwurf eines Neunundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes (29. BAföGÄndG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 123/24 
Drucksache 123/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 123/1/24 ohne die 
Ziffer 9. 

  



20. Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Einsatzes von Verdeckten Ermittlern und 
Vertrauenspersonen sowie zur Tatprovokation 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 125/24 
Drucksache 125/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache gemäß 
Empfehlungsdrucksache 125/1/24 ohne die Ziffern 1, 9, 29, 30, 41 und 47. 

 
 

21. Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Justiz 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 126/24 
Drucksache 126/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 126/1/24 ohne die 
Ziffern 1, 2 und 19. 

 
 

23. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Reform des Kapitalanleger-Musterverfahrens-
gesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 128/24 
Drucksache 128/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 128/1/24 ohne die 
Ziffern 3 und 8. 

 
 

24. Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Entlastung der Bürgerinnen und Bürger, der Wirt-
schaft sowie der Verwaltung von Bürokratie (Viertes Bürokratieentlastungsgesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 129/24 
Drucksache 129/1/24 (neu) 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 129/1/24 (neu) ohne 
die Ziffern 1–3, 7, 8, 15, 18, 32, 33 und 43. 
Keine Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 129/2/24. 

 
  



26. Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Hochbaustatistikgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 131/24 
Drucksache 131/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 131/1/24 ohne die 
Ziffern 1 und 3. 
Keine Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 131/2/24. 

 
 

27. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Vermeidung der Freisetzung von Kunststoffgranulat zur Verringerung der Umwelt-
verschmutzung durch Mikroplastik 
COM(2023) 645 final; Ratsdok. 14248/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 625/23 
zu Drucksache 625/23 
Drucksache 625/1/23 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 625/1/23 ohne die 
Ziffer 8. 

 
 

28. Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2021/1173 
im Hinblick auf eine EuroHPC-Initiative für Start-up-Unternehmen zur Stärkung der eu-
ropäischen Führungsrolle auf dem Gebiet der vertrauenswürdigen künstlichen Intel-
ligenz 
COM(2024) 29 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 79/24 
Drucksache 79/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 79/1/24. 
 

  



29. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 2009/38/EG betreffend die Einsetzung und Arbeitsweise Europäischer 
Betriebsräte und die wirksame Durchsetzung der Rechte auf länderübergreifende Un-
terrichtung und Anhörung 
COM(2024) 14 final; Ratsdok. 5837/24 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 86/24 
zu Drucksache 86/24 
Drucksache 86/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 86/1/24 ohne die 
Ziffern 1, 4 und 10. 

 
 

30. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über den 
Schutz von Tieren beim Transport und damit zusammenhängenden Vorgängen sowie 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1255/97 des Rates und zur Aufhebung der Ver-
ordnung  
(EG) Nr. 1/2005 des Rates COM(2023) 770 final; Ratsdok. 16405/23 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 84/24 
zu Drucksache 84/24 
Drucksache 84/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 84/1/24 ohne die 
Ziffern 4, 18–21, 28, 36 und 49. 

 
 

31. b) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Unsere Zukunft  
sichern - Europas Klimaziel für 2040 und Weg zur Klimaneutralität bis 2050 für eine 
nachhaltige, gerechte und wohlhabende Gesellschaft 
COM(2024) 63 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 114/24 
Drucksache 114/1/24 
 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 114/1/24. 
Zustimmung zur Kenntnisnahme gemäß Ziffer 5. 

 
  



35. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ände-
rung der Verordnungen (EU) 2021/2115 und (EU) 2021/2116 in Bezug auf Standards 
für den guten landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand, Regelungen für 
Klima, Umwelt und Tierwohl, Änderungen der GAP-Strategiepläne, Überprüfung der 
GAP-Strategiepläne und Ausnahmen von Kontrollen und Sanktionen 
COM(2024) 139 final; Ratsdok. 7723/24 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 137/24 
zu Drucksache 137/24 
Drucksache 137/1/24 
 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 137/1/24. 
 
 

37. Verordnung über die Grundsätze der Personalbedarfsbemessung in der stationären 
Krankenpflege (Pflegepersonalbemessungsverordnung - PPBV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 65/24 
zu Drucksache 65/24 
Drucksache 65/1/24 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 65/1/24 ohne die 
Ziffern 3, 5, 7. 
Zustimmung zur Entschließung ohne die Ziffern 14 und 15. 
Zustimmung zu den Plenaranträgen in den Drucksachen 65/2/24 und 65/4/24. 
Keine Zustimmung zu den Plenaranträgen in den den Drucksachen 65/3/24 und 
65/5/24. 

 
 

42. Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Mindestspeicherung von IP-Adressen 
für die Bekämpfung schwerer Kriminalität 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 180/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 

  



43. Entschließung des Bundesrates "Finanzielle Verantwortung des Bundes bei der  
Kindertagesbetreuung auch ab dem Jahr 2025 sicherstellen" 

Antrag der Länder Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen, Mecklenburg- 
Vorpommern, Saarland 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 170/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

44. Entschließung des Bundesrates zur Verlängerung der Mobilfunkförderung des  
Bundes 

Antrag der Länder Sachsen-Anhalt, 
Bayern und Hessen, Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Schleswig-Holstein, Thüringen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 176/24 
 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung. 
Zustimmung zum Fassen der Entschließung. 

 
 

47. Entwurf eines Gesetzes zum Abbau datenschutzrechtlichen Gold-Platings im  
Wettbewerbsrecht 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 184/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

49. Gesetz zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer energiewirt-
schaftsrechtlicher Vorschriften zur Steigerung des Ausbaus photovoltaischer Energieer-
zeugung 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 193/24 
zu Drucksache 193/24 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 
 



Umdruck 3/2024 („Grüne Liste“) 

Betr.: 1043. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 26. April 2024, 9.30 Uhr 

Zu den Punkten 2, 4 bis 6, 19, 22, 25, 31a, 32 bis 34, 36, 38 bis 41, 45, 46 und 48 der Tagesordnung 
der 1043. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 26. April 2024, möge der Bundesrat gemäß 
den vorliegenden Empfehlungen und Vorschlägen beschließen: 

I. 

Zu den Gesetzen einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen:  

2. Drittes Gesetz zur Änderung des Bundesschuldenwesengesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 151/24 
Ausschussbeteiligung - Fz - 

4. Zweites Gesetz zur Änderung des Umweltstatistikgesetzes, zur Anpassung bestimm-
ter Vorschriften über den Schutz geografischer Herkunftsangaben im Landwirtschaftsbe-
reich und zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 152/24 
Ausschussbeteiligung - U - AV - Wi - 



5. Gesetz zur Durchführung der Verordnung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 19. Oktober 2022 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und 
zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG sowie zur Durchführung der Verordnung (EU) 
2019/1150 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Förde-
rung von Fairness und Transparenz für gewerbliche Nutzer von Online-Vermittlungs-
diensten und zur Änderung weiterer Gesetze 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 153/24 
zu Drucksache 153/24 
Ausschussbeteiligung - Vk - U - 

6. Gesetz zur Änderung des Funkanlagengesetzes und weiterer Gesetze 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 154/24 
Ausschussbeteiligung - Wi - 

II. 

Zu den Gesetzentwürfen die in den zitierten Empfehlungsdrucksachen wiedergegebenen Stel-
lungnahmen abzugeben:  

19. Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Zwangsvollstreckung 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 124/24 
Drucksache 124/1/242 
Ausschussbeteiligung - R - Fz - 

                                                           
2-Fz empfiehlt, keine Einwendungen zu erheben. 



22. Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung missbräuchlicher Ersteigerungen von Schrot-
timmobilien (Schrottimmobilien-Missbrauchsbekämpfungsgesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 127/24 
Drucksache 127/1/243 
Ausschussbeteiligung - R - Fz - Wo - 

III. 

Gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben:  

25. Entwurf eines Gesetzes zum Schienenlärmschutz (SchlärmschG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 130/24 
Ausschussbeteiligung - Vk - U - 

IV. 

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben oder ihnen nach Maßgabe der Empfehlungen 
zuzustimmen, die in der jeweils zitierten Empfehlungsdrucksache wiedergegeben sind:  

31. a) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Auf dem Weg zu 
einem ehrgeizigen industriellen CO2-Management in der EU 
COM(2024) 62 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 106/24 
Drucksache 106/1/244 
Ausschussbeteiligung - EU - Fz - U - 

- Vk - Wi - 

                                                           
3-Fz und Wo empfehlen, keine Einwendungen zu erheben. 
4-Fz, Vk und Wi empfehlen Kenntnisnahme. 



32. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Überprüfung ausländischer Investitionen in der Union und zur Aufhebung der Verord-
nung (EU) 2019/452 des Europäischen Parlaments und des Rates 
COM(2024) 23 final; Ratsdok. 5882/24 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 107/24 
zu Drucksache 107/24 
Drucksache 107/1/245 
Ausschussbeteiligung - EU - In - Wi - 

33. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen zum europäischen 
Jahr der Jugend 2022 
COM(2024) 1 final; Ratsdok. 5406/24 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 88/24 
Drucksache 88/1/246 
Ausschussbeteiligung - EU - AIS - FJ - 

- G - K - 

                                                           
5-Wi empfiehlt Kenntnisnahme. 
6-AIS, G und K empfehlen Kenntnisnahme. 



34. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinie 2005/44/EG über harmonisierte Binnenschifffahrtsinformationsdienste 
(RIS) auf den Binnenwasserstraßen der Gemeinschaft 
COM(2024) 33 final; Ratsdok. 6008/24 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 102/24 
zu Drucksache 102/24 
Drucksache 102/1/247 
Ausschussbeteiligung - EU - In - U - 

- Vk - Wi - 

36. Erste Verordnung zur Änderung der GAPInVeKoS-Verordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 132/24 
Drucksache 132/1/248 
Ausschussbeteiligung - AV - U - 

V. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen:  

38. Einundzwanzigste Verordnung zur Änderung der Arzneimittelverschreibungs- 
verordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 133/24 
Ausschussbeteiligung - G - 

                                                           
7-In, U und Wi empfehlen Kenntnisnahme. 
8-U empfiehlt Zustimmung ohne Änderungen. 



39. Zweite Verordnung zur Änderung der Elektrotechnische-Eigenschaften-Nachweis-
Verordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 134/24 
Ausschussbeteiligung - Wi - 

VI. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu beschließen:  

40. Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäi-
schen Union für die Experten-Arbeitsgruppe "Förderung des ökologischen Wandels 
der Kultur- und Kreativbranche mit besonderem Schwerpunkt auf der Energiekrise" im 
Rahmen des Arbeitsplans Kultur (2023-2026) 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-
Länder-Vereinbarung 
Drucksache 143/24 
Drucksache 143/1/24 
Ausschussbeteiligung - EU - K - 

45. Benennung eines Mitglieds für den Eisenbahninfrastrukturbeirat 

gemäß § 4 Absatz 4 BEVVG 
Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 172/24 
 

46. Benennung eines Mitglieds für den Beirat bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, 
Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 

gemäß § 5 BEGTPG 
Antrag der Freien Hansestadt Bremen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 171/24 
 



48. Vorschlag für die Berufung der Mitglieder des Verwaltungsrates der Bundesagentur 
für Arbeit 

gemäß § 377 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 sowie § 375 
Absatz 3, § 377 Absatz 2 und § 379 Absatz 2 Nummer 2 
SGB III 
Antrag der Länder Saarland, Bayern, Berlin 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 185/24 
 

VII. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache bezeichnet sind, von einer Äußerung und ei-
nem Beitritt abzusehen: 

41. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache 149/24 
zu Drucksache 149/24 



Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwir-
kungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Re-
gel gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung 
durch den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder 
nicht zustimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermitt-
lungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes 
nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". 
Weitere Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-
einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetz-
gebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen 
Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Ent-
schließung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Län-
der beschließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließun-
gen sind rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Län-
derinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommis-
sion direkt übermitteln. 
Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 
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f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministerien, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung 
kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versa-
gen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kom-
petenzen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvor-
schrift mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder 
seinen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennum-
merierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige 
Empfehlung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache 
ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese 
werden ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfol-
gende in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 
123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, 
kann ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt 
dann in der Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 
Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident/die Bundesratspräsidentin nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Min-
derheit fest. Weitere Hinweise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter 
http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
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Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/do-
kumente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 1043. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1043/download/1043-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenar-
protokolle-node.html abrufbar. 
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